
Grunz Neujahr!
Bei der Verkleidung dieser beiden Herren handelt
es sich, wie die Bildagentur versichert, um einen
Hund (links) und ein Wildschwein. Sie hängen an
einem Gebäude in Tokio, putzen offensichtlich die
Fenster und erinnern daran, dass in Japan am 31.
Dezember das Jahr des Hundes endet und das Jahr
des Schweins beginnt. Seit das Land zum chinesi-

schen Kaiserreich gehörte, folgt es dem dortigen
System der Tierkreiszeichen, nur das Datum des
Jahreswechsels hat man dem Westen angepasst.
Das Schwein sei „ehrlich, ernst und ambitioniert“,
heißt es. Zumindest die letzten beiden Vorzüge
dürften ganz gut passen zur streng reglementierten
und stressigen Arbeitswelt des Landes. BEL/BILD: AFP

KOLU M N E

Poetische Momente
Das Weihnachtsfest im trauten

Familienkreis zu verbringen,
mag eine schöne Sache sein, löst
aber schnell Fluchtreflexe aus.
Vor allem, wenn es mit der Har-
monie schon im Vorfeld hapert
und die eigene Patchwork-Family
– anders als beim Happy End in
Hollywoodmärchen üblich – nach
diversen Trennungen und neuen
Lieben mit dem versöhnlichen
Zusammenfinden unterm Christ-
baum überfordert scheint.

Kurzum, das war die Aus-
gangslage vor drei Jahren, an Hei-
ligabend 2015, als wir, mein
Freund, dessen Sohn und ich,
nach dem Motto „Diesmal ohne
uns“ das Weite suchten. Unser
Ziel, die Sammelunterkunft für
Flüchtlinge, in der eine Bekannte
sich ehrenamtlich engagierte, lag
tatsächlich jwd im tiefen Berliner
Osten. Sozusagen im Abseits der
noch frischen Willkommenskul-
tur, bei der wir, damals auf Weih-
nachtsurlaub in Berlin, unbedingt
mitmachen wollten.

Begeistert hatte mein Freund
gleich mal seine Oud, die arabi-
sche Laute, eingepackt, und ich
hatte noch schnell die letzten
Pfeffernüsse aus dem Supermarkt
geholt. Bei der Ankunft in der
zum Massenquartier umfunktio-
nierten Turnhalle verließ uns al-
lerdings zunächst der Mut ange-
sichts der düsteren, verschlosse-
nen Blicke fremder Menschen.
Wem ist an solch tristem Ort
schon nach Musik?

„Fangt einfach an“, meinte ein
Syrer und wies uns einen Platz in
der Ecke zu. Es kostete Überwin-
dung und ein paar Takte, dann
kamen sie, erst die Kinder, dann
die Kurden. Beim dritten Lied
klatschten sie im Takt, beim vier-

ten schleppten auch die syrischen
Frauen Plastikschemel an und
summten mit. Immer dichter
wurden die Publikumstrauben
um uns herum. Allenthalben
leuchtende Augen, als ob ein
Licht in den Gesichtern ange-
knipst worden sei.

Mein Freund spielte, was das
Zeug hielt. Ich hockte, quasi zur
stillen Verstärkung, an seiner Sei-
te, ein Paket Datteln auf dem
Schoß, unschlüssig, wie das ange-
sichts der wachsenden Menge ge-
recht zu verteilen sei. Bis ein Mäd-
chen ein auf der Flucht geschrie-
benes Gedicht auf Arabisch vor-

trug. Die wenigsten verstanden
die Worte, nur den Klang. Klar, sie
hatte eine süße Belohnung ver-
dient, so wie alle anderen, die
folgten, um etwas vorzuführen,
Tanzschritte, Verse, Gesänge.

Es wurde ein wunderbarer,
unvergesslicher Abend, um den
uns am nächsten Tag, als wir da-
von erzählten, Freunde wie Ver-
wandte, die daheim unterm
Weihnachtsbaum gefeiert hatten,
beneideten. Aber die Geschichte
ist damit noch nicht zu Ende.

Diese Woche hatte ich so etwas
wie einen Backlash, einen Mo-
ment, in dem alles wieder ganz
präsent ist. Auslöser war ein
schmaler Gedichtband, „Allein
nach Europa“, herausgegeben von
„The Poetry Project“ in vier Spra-
chen, mit Texten von acht jungen
Flüchtlingen aus Afghanistan und
dem Iran. Das Büchlein machte
die Runde bei einem adventlichen
Beisammensein in einem Charlot-
tenburger Nachbarschaftsprojekt
für Flüchtlingshilfe. Und was der
servierte Punsch aus heißem
Kirschsaft und Tee nicht unbe-
dingt vermochte, bewirkte dieses
Heft: Es taute die Stimmung auf.

Paarweise steckten wir unsere
Köpfe in die Seiten. Younis, ein
Iraner, las die Zeilen links auf Per-
sisch, ich die Übersetzung rechts
auf Deutsch. Sie handelten von
Heimweh und Sehnsucht, von
Liebe und Todesangst. „Hier, das
ist besonders gut“, machten wir
uns gegenseitig auf Stellen auf-
merksam, die uns besonders ge-
fielen. Ein geradezu poetischer
Moment, in dem aufblitzte, dass
Integration etwas Bereicherndes
ist – für beide Seiten.

Inge Günther ist Autorin.

Weihnachten im
Massenquartier,
Advent mit

Geflüchteten:
So etwas kann zum
unvergesslichen
Erlebnis werden.

Von Inge Günther

A BTREIBUNG

Politik des
Misstrauens

Von Karin Dalka

Ärztinnen und Ärzte sowie
Krankenhäuser sollen künftig

darüber informieren dürfen, dass
sie Schwangerschaftsabbrüche
vornehmen. Und sie sollen Frau-
en in Not auf staatliche Stellen
verweisen können, die ihnen die
Kontaktdaten solcher Ärzte und
Kliniken zur Verfügung stellen.
Gut so, könnte man meinen. End-
lich. Tatsächlich aber ist dieser
mühsam ausgehandelte großko-
alitionäre Kompromiss zum Para-
grafen 219a ein großer Murks.

Gesundheitsminister Jens Spahn
kündigt an, man werde „genau de-
finieren“, wie Ärzte informieren
dürfen. Das spiegelt das altbekann-
te Misstrauen wider – gegenüber
Ärzten, die angeblich gewissen-
und skrupellos Abbrüche als ver-
meintlich normale Dienstleistung
anpreisen. Und gegenüber Frauen,
die man vor dieser manipulativen
Werbung unbedingt schützen
muss, weil sie sonst leichtfertig ab-
treiben. Wie realitätsfremd kann
man eigentlich sein?

Der moralische Fundamenta-
lismus und der Paternalismus, die
die Debatte und das juristische
Regelwerk bis heute prägen, müs-
sen ein Ende haben. Der Weg da-
hin führt über die Abschaffung
des Werbeverbots. Dafür gibt es
im Bundestag eine erfreulich klare
Mehrheit. Höchst unerfreulich ist
dagegen das Schauspiel der SPD,
die sich wieder einmal zugunsten
des Machterhalts in der großen
Koalition verbiegt. Berichte S. 4/5

AIRBNB-URTEIL

Gesetze gelten
für alle

Von Thomas Magenheim

Es ist die gängige Taktik von
Internetkonzernen überall auf

der Welt: Das Netz ist global und
grenzenlos, deshalb sind nationa-
le Gesetze und Regeln für uns
nichtig. Das bayerische Verwal-
tungsgericht in München hat dem
am Beispiel von Airbnb jetzt eine
Grenze gesetzt.

Das Urteil ist vom Grundsatz
her nicht auf München, Bayern
oder die Onlineplattform mit Sitz
in Irland beschränkt, auch wenn
es noch nicht rechtskräftig ist.
Klar ist damit aber, dass weder
Airbnb noch andere Vermietplatt-
formen einfach handeln können,
ohne sich in um die Realitäten in
ihren jeweiligen Märkten zu sche-
ren. Wer innerhalb der EU Ge-
schäfte machen will, unterliegt
dort gültigen Gesetzen.

Das Münchner Urteil bedeutet
kein Verbot für Geschäfte von
Onlineplattformen. Aber es un-
terwirft sie berechtigten und
nachvollziehbaren Spielregeln.
Und es schafft ein Stück Waffen-
gleichheit zwischen denjenigen,
die ausschließlich per Internet
wirtschaften, und solchen, die
das traditionell in der physischen
Welt tun. Das zu fordern, ist kein
Verkennen moderner Zeiten, son-
dern gerecht. Bericht S. 13
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Der neue Feind

Donald Trumps serielle Tabu-
brüche lenken den Blick von

dem tiefgreifenden Wandel in den
Vereinigten Staaten von Amerika
ab. Seine skandalösen Tweets und
die inszenierten Auseinanderset-
zungen vor laufenden Kameras
drängen die langfristigen Strate-
gien seiner Administration zum
Teil völlig in den Hintergrund. So
geht es im Klamauk fast unter,
dass sich die US-Regierung ein
Kräftemessen mit Peking leistet,
das die Eckpfeiler ihrer Außenpo-
litik verrückt.

Ausgerechnet an dem Tag, als
US-Präsident Trump und sein
chinesischer Amtskollege Xi Jing-
ping beim G20-Gipfel eine
scheinbare Annäherung erreich-
ten, wurde auf Drängen der US-
Behörden die Finanzchefin des
chinesischen Technikkonzerns

Huawei auf einem kanadischen
Flughafen festgenommen – eine
führende Managerin also eines
Mammutunternehmens, das im
Ruf steht, mit den eigenen Ge-
heimdiensten eng zu kooperieren.
Huawei, so heißt es, soll gegen die
Iran-Sanktionen verstoßen ha-
ben. Die Antwort aus Peking ließ
nicht lange auf sich warten: In-
zwischen wurde bereits ein zwei-
ter Kanadier innerhalb weniger
Tage in China festgenommen, oh-
ne dass die Haftgründe ersichtlich
waren.

Auf den ersten Blick mag es
sich nur um Einzelfälle handeln,
zumal es im Handelskonflikt erste
Anzeichen von Entspannung gibt.
Tatsächlich aber hängen sich die
Washingtoner Führungskreise –
sowohl Republikaner als auch
Demokraten – in die Auseinan-
dersetzung kräftig hinein: Die Su-
permacht fühlt sich herausgefor-
dert und kämpft um ihre Sonder-
stellung.

Es ist nicht allein der mögli-
che Verstoß gegen Sanktionen
oder das ehrgeizige Programm
„Made in China 2025“ von Xi Jin-
ping, das in den USA für Unmut
sorgt. Es ist die Befürchtung, im
kommenden Jahrzehnt von der
Volksrepublik voll und ganz über-
holt zu werden – wirtschaftlich,
technologisch und nicht zuletzt
militärisch.

Die außenpolitische Neuaus-
richtung der USA lässt sich unter
anderem im Streit um den INF-
Abrüstungsvertrag beobachten: Es

geht dem Pentagon nicht allein
um die Verstöße der russischen
Armee, die nach Einschätzung
westlicher Militärs neue atom-
waffentaugliche Mittelstreckenra-
keten entwickelt und stationiert
haben soll. Sorgen bereitet Wa-
shington insbesondere die wach-
sende Zahl chinesischer Mittel-
streckenraketen, die nicht unter
den INF-Vertrag fallen, da das Ab-
kommen 1987 lediglich von den
USA und Russland unterzeichnet
wurde.

Vor allem aber sind es Chinas
milliardenschwere Infrastruktur-
projekte in Asien, Afrika und
Südamerika, die aus Sicht der US-
Regierung eine eindeutige Spra-
che sprechen: Das „Reich der Mit-
te“ will offenbar seinem altherge-
brachten Namen wieder alle Ehre
machen.

Unter Xi Jinpings Oberhoheit
bemühen sich chinesische Fir-
men im Westen zudem um
Schlüsselindustrien, die beim
Sprung auf den ersten Platz der
Volkswirtschaften helfen sollen.
Selbst Frank-Walter Steinmeier
stimmte vor wenigen Tagen die-
sen Einschätzungen zu, als er bei
seinem Staatsbesuch in Peking
davon sprach, dass Entscheidun-
gen auf der internationalen Büh-
ne bald nur noch gemeinsam mit
China fallen – und keineswegs ge-
gen die aufstrebende Macht.

Während der Bundespräsi-
dent eine geradezu zwangsläufige
Entwicklung sieht, will Washing-
ton diesem Prozess nicht tatenlos

zusehen. Die Trump-Vertrauten
Robert Lighthizer, Peter Navarro
und Wilbur Ross vertreten gar die
Auffassung, man solle sämtliche
außenpolitischen Entscheidungen
allein an diesem Wettstreit aus-
richten. Wenn sich die USA in
diesem Ringen nicht behaupten,
so ihre These, würden die Spielre-
geln der Welt in nicht allzu ferner
Zukunft in Peking geschrieben.

Eine übertriebene Vorstel-
lung? Ein Horrorszenario, um die
eigene Dominanz zu erhalten?
Fest steht: Bereits unter der Ägide
von Barack Obama wurden in
den Washingtoner Denkfabriken
gleichlautende Warnungen vor ei-
nem Systemkonflikt laut. Das Rie-
senreich, das sich vor gerade erst
40 Jahren der Weltwirtschaft öff-
nete, habe ganz eigene Vorstellun-
gen von einem „Wandel durch
Handel“.

Damals wie heute sind in der
US-Führung denn auch Appelle
zu hören, die sich nicht zuletzt an
die Europäer richten: Die neuen
Herausforderungen verlangen
nach gemeinsamen, transatlanti-
schen Antworten.

Es ist nicht nur
Trump: Hinter den
aktuellen Konflikten
zwischen den USA
und China verbirgt
sich eine langfristige
Neuausrichtung der
Politik in Washington.
Fragt sich nur, ob die
Strategie auch wirkt.

Stefan Koch

G A STBEITRA G

Handel um jeden Preis

Handelsabkommen sollen das
Wachstum ankurbeln. Wel-

che Branchen dabei wachsen, das
spielt keine Rolle – Hauptsache
mehr Exporte. Selbst ob hier-
durch gut bezahlte und sichere
Arbeitsplätze geschaffen werden,
scheint nebensächlich.

Bei Jefta, dem Abkommen der
EU mit Japan, möchte die japani-
sche Seite mehr Autos auf den eu-
ropäischen Markt bringen. Die EU
möchte vor allem den Handel mit
Fleisch und Milchprodukten in-
tensivieren. Dabei scheint ganz
gleich, wie diese produziert wer-
den und welche Auswirkungen
auf Menschen, Tiere und Umwelt
sich hierdurch ergeben.

In einem Interview wurde die
EU-Handelskommissarin Cecilia
Malmström gefragt, ob wir tat-
sächlich Schweinefleisch nach Ja-
pan exportieren müssen, wenn
die Schweinemast in Deutschland
das Grundwasser mit Nitrat belas-
tet, und ob es nicht ihre Aufgabe
sei, sich für die umweltfreundli-
che Produktion von Schweine-
fleisch einzusetzen. Ihre Antwort:
Als Handelskommissarin sei es
ihre Aufgabe, den Handel zu för-
dern. Es geht also um Exporte,
egal zu welchem Preis.

Die Produktion von Schweine-
fleisch ist jedoch mit erheblichen
sozialen und ökologischen Pro-
blemen im Globalen Süden ver-
bunden sowie mit externen Kos-
ten, die hierzulande auf die Ge-
sellschaft umgelegt werden. Eine
weitere Steigerung der Fleisch-
produktion wäre fatal.

Für die Produktion von einem
Kilo Schweinefleisch werden
neun bis zwölf Quadratmeter
Nutzfläche beansprucht. Weltweit
benötigt die deutsche Tiermast
rund drei Millionen Hektar Fläche
für den Anbau von Futtermitteln
wie Soja – eine Fläche so groß wie
Belgien. Mehr als die Hälfte des
Sojas in deutschen Futtertrögen
kommt dabei aus Brasilien. Für
die Felder wurden häufig Regen-
wälder gerodet, zudem ist Soja
meist gentechnisch verändert
und wird oft mit dem wahr-
scheinlich krebserregenden Her-
bizid Glyphosat behandelt.

In Deutschland entstehen
durch die vielen Masttiere mehr als
200 Millionen Kubikmeter Gülle
pro Jahr und verschmutzen das
Grundwasser mit Nitrat. Inzwi-
schen ist die Belastung so stark,
dass die Aufbereitung von Trink-
wasser in Zukunft sehr teuer wer-
den wird – laut Umweltbundesamt
könnten sich für einen Vier-Perso-
nen-Haushalt Mehrkosten von bis
zu 134 Euro im Jahr ergeben.

Die industrielle Fleischpro-
duktion trägt außerdem ganz we-
sentlich zum Klimawandel bei.
Für ein Kilo Schweinefleisch fal-
len 3252 Gramm CO2-Äquivalente

an. Im Sommer 2018 war die Kli-
makrise auch in Deutschland
deutlich zu spüren: Landwirte
hatten mit Trockenheit zu kämp-
fen, Ernteausfälle mussten mit
Steuergeld kompensiert werden.

Und trotzdem schmückt sich
die Europäische Union damit,
Mast- und Schlachtbetriebe durch
Jefta noch zu stärken, während in
Japan kleinbäuerliche Betriebe
durch die neue Konkurrenz der
europäischen Agrarindustrie in
ihrer Existenz gefährdet werden.

Spätestens seit den großen De-
monstrationen gegen TTIP und
Ceta mit Hunderttausenden von
Teilnehmenden war der Politik
eigentlich klar: Eine Handelspoli-
tik, die große Konzerne bevorteilt
und Mensch und Natur hintenan-
stellt, ist nicht mehr zeitgemäß.
Der Abschluss des Abkommens
mit Japan fällt allerdings in eine
Phase, die durch die allgemeine
Verunsicherung aufgrund der
Handelspolitik der Regierung
Trump geprägt ist.

Erst im Lichte des Protektio-
nismus der USA wird auf einmal
wieder salonfähig, was als längst
gescheitert galt: nur solche Regeln
zu schaffen, die die Globalisie-
rung befeuern – ganz ohne
Schranken zu setzen, wenn große
Unternehmen die Umwelt zerstö-
ren oder Investoren Menschen-
und Arbeitsrechte verletzen.

Der Europäischen Union
scheinen vor der Drohkulisse von
Handelskriegen alle Vereinbarun-
gen recht. In Jefta ist beispielswei-
se das Vorsorgeprinzip nicht aus-
reichend verankert und die soge-
nannte regulatorische Kooperati-
on könnte zu einem Absenken
von Umweltstandards führen.
Ebenso sind verbindliche Rege-
lungen von Nachhaltigkeitsstan-
dards nicht zu finden. Zwar ent-
hält Jefta ein Nachhaltigkeitskapi-
tel, in dem auch das Pariser Kli-
maabkommen erwähnt wird.
Dieses ist allerdings zahnlos.

Handelsabkommen wie Jefta
wollen Wachstum um jeden Preis
erreichen. Bedauerlich ist, dass
dadurch jegliche Bemühungen
für die dringend notwendige sozi-
al-ökologische Transformation
unseres Wirtschaftssystems un-
terlaufen werden. Anstatt weiter
Exporte zum Selbstzweck anzu-
kurbeln, wird es Zeit, nur noch so
zu wirtschaften, dass gute und
menschenwürdige Arbeitsplätze
weltweit gesichert und die ökolo-
gischen Belastungsgrenzen unse-
res Planeten nicht überschritten
werden.

AmMittwoch hat das
Europaparlament den
Freihandelsvertrag
mit Japan gebilligt.
Ein Rückschlag für
eine ökologische und
soziale Reformpolitik.

Katrin Wenz ist Agrarexpertin
beim BUND.

Lia Polotzek ist Handelsexpertin
beim Bund für Umwelt

und Naturschutz
Deutschland (BUND).


